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FOCUS

Armut durch Arbeitslosigkeit -  sozialer Wandel und 
Verarmungsrisiken in den neuen Bundesländern

Der Umbau der ostdeutschen Wirtschaft geht mit sozialen Differenzie­
rungsprozessen und zunehmender Armutsgefährdung für einen Teil 
der ostdeutschen Bevölkerung einher. Die Annäherung der Durch­
schnittseinkommen an das westdeutsche Niveau und das westdeutsche 
Sozialstaatssystem haben allerdings verhindert, daß Armut zu einem 
ähnlich gravierenden Problem geworden ist wie in anderen postsozia­
listischen Ländern. Langzeitarbeitslosigkeit und Einschränkungen ar­
beitsmarktpolitischer Maßnahmen lassen jedoch befürchten, daß sich 
in den neuen Bundesländern eine insbesondere durch Arbeitslosigkeit 
geprägte Armutspopulation analog zum westdeutschen Muster heraus­
bildet.

Die wirtschaftliche Transformations­
und Anpassungskrise in den neuen 
Bundesländern ist von einem weit­
reichenden sozialen und gesellschaft­
lichen Wandlungsprozeß begleitet. 
Mit dem Übergang zur Marktwirt­
schaft hat ein sozialer Differenzie­
rungsprozeß begonnen, der die Ge­
fahr in sich birgt, daß einzelne Bevöl­
kerungsgruppen hinter der allgemei­
nen Wohlstandsentwicklung Zurück­
bleiben und von ihr abgekoppelt wer­
den. Insbesondere im Zusammen­
hang mit der nach der Wirtschafts­
und Währungsunion rasch gestiege­
nen Arbeitslosigkeit zeichnen sich für 
einzelne ostdeutsche Gruppen ernst­
zunehmende Ausgrenzungs- und Ver­
armungsrisiken ab. Dabei handelt es 
sich nicht um absolute Armut, wie sie 
in Ländern der Dritten Welt oder 
jüngst in mittel- und osteuropäischen 
Ländern beobachtet wird, wo Armut 
nicht selten das physische Überleben 
in Frage stellt. Für entwickelte Indu­
strieländer wie die Bundesrepublik 
Deutschland geht es vielmehr um re­
lative Armut. Sie definiert ein Exi­
stenzniveau unterhalb von Grenzen, 
die im Verhältnis zum Wohlstand der 
Gesamtbevölkemng zu sehen sind. 
Relative Armut ist somit ein Aus­
druck sozialer Ungleichheit und so­
zialer Benachteiligung. Nach einer 
Definition der Europäischen Gemein­
schaft sind all jene Personen arm, 
deren materielle, kulturelle und so­
ziale Mittel so gering sind, daß sie von 
der Lebensweise ausgeschlossen 
sind, die in der Gesellschaft, in der sie 
leben, als Minimum gilt. Relative Ar­
mut kann hinsichtlich des Einkom­
mens, des Konsums, der Haushalts­
ausstattung, der Bildung, der berufli­
chen Qualifikation, der Beschäfti­

gung, der Arbeitsbedingungen, der 
Wohnsituation oder der Gesundheit 
bestehen. In der Armutsdiskussion 
besteht allerdings seit jeher das zen­
trale Problem, Armut theoretisch hin­
reichend präzise zu bestimmen und 
empirisch zu erfassen. Es ist nicht nur 
eine technische Frage, sondern auch 
eine Frage der gesellschaftlichen 
Übereinkunft, bei welchem Grad der 
Unterversorgung in zentralen Le­
bensbereichen Armut beginnt.

Statistisch noch am einfachsten zu 
erfassen ist die sogenannte Einkom­
mensarmut. Sie wird oft auch als nä­
herungsweiser Indikator für andere 
Formen der Armut angesehen, weil 
ein nicht ausreichendes Einkommen 
oft auch den Zugang zu wesentlichen 
Lebensbereichen verhindert. Bei der 
statistischen Erfassung von Einkom­
mensarmut wird vom monatlich ver­
fügbaren Einkommen privater Haus­
halte ausgegangen, das mit der Zahl 
der in einem Haushalt zu versorgen­
den Personen gewichtet wird. Als Ar­
mutsgrenze wird im allgemeinen der 
Wert von 50 % des Durchschnittsein­
kommens aller Haushalte verwendet. 
Für Ostdeutschland stellt sich in die­
sem Zusammenhang allerdings die 
Frage, welches Durchschnittsein­
kommen als Bezugspunkt gewählt 
werden soll. Angesichts des nach wie 
vor unterschiedlichen Wohlstandsni­
veaus in beiden Landesteilen bietet es 
sich einerseits an, weiterhin das Ein­
kommensniveau der ostdeutschen 
Teilgesellschaft als Maßstab zu ver­
wenden. Wenn man den politischen 
Forderungen und Zusagen einer An­
gleichung der ostdeutschen Lebens­
verhältnisse an das westdeutsche 
Niveau folgt, ist andererseits auch 
das westdeutsche Einkommensni­
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veau ein sinnvoller Maßstab. Beide 
Maßstäbe führen, wie noch zu zeigen 
sein wird, zu unterschiedlichen Aus­
sagen über die Armutsentwicklung.

Bei der statistischen Erfassung von 
Einkommensarmut wird häufig auch 
die Statistik der Sozialhilfe verwen­
det. Die Sozialhilfe, die hauptsächlich 
von den Gemeinden finanziert wird, 
stellt das „letzte Netz“ des sozialen 
Sicherungssystems in der Bundesre­
publik dar. Sie kann von allen Perso­
nen beansprucht werden, deren Ein­
kommen (aus Erwerbsarbeit, Vermö­
gen oder anderen Sozialleistungen) 
unterhalb eines Mindestwerts liegt; 
die Leistungen der Sozialhilfe sichern 
dann das Einkommen bis zu diesem 
Mindestwert. Die Statistik der Sozial­
hilfeempfänger gibt somit Auskunft 
über den an der Armutsgrenze leben­
den Teil der Bevölkerung. Sie erfaßt 
allerdings nicht jene Menschen, die 
aus Scham oder Furcht vor sozialer 
Kontrolle keine Sozialhilfe beantra­
gen; ihre Zahl ist nach den vorliegen­
den Schätzungen in den alten Bun­
desländern fast genauso hoch wie die 
der Sozialhilfeempfänger.

Armut in der ehemaligen DDR
Nach den vorliegenden Daten kam 
Armut, insbesondere Einkommens­
armut, in der früheren DDR nur in 
geringem Umfang vor. Abgesehen von 
den Privilegien der Nomenklatura 
war offensichtlich soziale Ungleich­
heit kaum ausgeprägt. Da Armut mit 
dem Selbstverständnis eines soziali­
stischen Staates ohnehin kaum zu 
vereinbaren war, zielte die Politik auf 
eine weitgehende Nivellierung sozia­
ler Unterschiede. Nicht zuletzt ein 
ausgebautes System sozialer Siche­
rung und hohe Erwerbsquoten sorg­
ten für ein relativ ausgeglichenes 
Wohlfahrts- und Einkommensni­
veau. Leistungen der Sozialfürsorge, 
einer mit der Sozialhilfe ver­
gleichbaren Unterstützung, hatten 
deshalb nur marginale Bedeutung: 
1989 belief sich beispielsweise die 
Zahl der Sozialfürsorgeempfänger 
auf lediglich 5.500 Personen. Durch 
eine Reihe sozialpolitischer Maßnah­
men, unter anderem die Einführung 
von Mindestlöhnen und Mindestren­
ten und die Subventionierung von 
Waren des Grundbedarfs, sorgte der 
Staat für die Sicherung des Existenz­
minimums in zentralen Lebensberei­
chen (z.B. bei der Versorgung mit
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Grundnahrungsmitteln, Wohnung, 
Gesundheitsschutz und Bildung). Im 
Vergleich zur alten Bundesrepublik 
wurde teilweise jedoch nur ein niedri­
ges Versorgungsniveau erreicht. Dies 
gilt besonders für die Wohnungssi­
tuation. Viele Wohnungen waren 
(und sind auch heute noch) relativ 
klein, in einem schlechten baulichen 
Zustand und nur selten von moder­
nem Wohnkomfort.

Die Einkommensverteilung in der 
DDR war, wenn auch auf niedrigerem 
Niveau, im Vergleich zu West­
deutschland weniger ungleichmäßig. 
Von Einkommensarmut waren in den 
achtziger Jahren nur 3 bis 5 % der 
Bevölkerung betroffen. In der alten 
Bundesrepublik lagen dagegen die 
durchschnittlichen Raten der Ein- 
kommensarmut seit Mitte der achtzi­
ger Jahre konstant bei etwa 11 %. Als 
Schwelle zur Armut wurde dabei je ­
weils die Hälfte des Durchschnitts­
einkommens definiert.

Aber auch in der DDR waren Verar­
mungstendenzen nicht ausgeschlos­
sen. Da die sozialistische Sozialpolitik 
ihre Leistungen auf Erwerbstätige 
konzentrierte, waren vor allem nicht­
erwerbstätige Gruppen benachteiligt: 
Rentner, Schüler, Studenten, Aus­
zubildende oder Behinderte -  also 
nicht oder nicht mehr im Arbeits­
prozeß stehende Gruppen -  hatten 
unterdurchschnittliche Einkommen 
und deutliche Nachteile in bestimm­
ten Versorgungsbereichen hinzuneh­
men. Schlechter gestellt waren eben­
falls Haushalte mit mehr als fünf Per­
sonen sowie Familien, in denen nur 
eine Person über ein Erwerbsein­
kommen verfügte. Aufgrund des nied­
rigen Einkommensniveaus waren die 
meisten Haushalte auf mindestens 
zwei Erwerbstätige angewiesen. Be­
sonders von Armut betroffen waren 
folglich alleinlebende Rentner und Al­
leinerziehende, die in der Regel die 
Lebenshaltungskosten eines Haus­
halts allein zu bestreiten haben und 
nicht auf ein weiteres Einkommen zu­
rückgreifen können. Von den Allein­
erziehenden lebten Anfang 1990 im­
merhin 16 % unter der Armuts­
schwelle von 50 % des Durchschnitts­
einkommens. Sie gehörten somit wie 
in Westdeutschland zu den von Ar­
mut am stärksten betroffenen Be­
völkerungsgruppen. Von den Haus­
halten mit mehr als fünf Personen lag 
zu DDR-Zeiten jeder achte unter der 
Armutsgrenze. Frauen waren über­
proportional von Einkommens armut 
betroffen. Die Ursachen dafür sind
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vor allem in den unterdurchschnitt­
lichen Frauenlöhnen zu suchen, die 
sich auch in einem geringeren Ren­
tenanspruch niederschlugen. Wegen 
des insgesamt geringen Versor­
gungsniveaus blieben aber selbst ein­
kommensschwache Gruppen in der 
Versorgung mit wesentlichen Lebens­
bereichen wie Wohnung, Haushalts­
ausstattung oder Konsum nicht er­
heblich hinter dem DDR-Durch- 
schnitt zurück. Zudem häufte sich 
Unterversorgung meist nicht über 
mehrere Lebensbereiche, so daß so­
ziale Marginalisierung kaum ent­
stand.

Armutsentwicklung in Ost­
deutschland
Mit der Wirtschafts- und Währungs­
union und der deutschen Einigung 
übernahm Ostdeutschland das sozial­
staatliche System der alten Bundes­
republik. Dies hat wesentlich dazu 
beigetragen, daß sich die Einkom­
menssituation und die materiellen 
Lebensbedingungen des überwiegen­
den Teils der ehemaligen DDR-Bevöl- 
kerung deutlich verbessert haben. 
Die weitgehende Auflösung der öko­
nomischen, sozialen und kulturellen 
Strukturen der DDR verursachten 
aber gleichzeitig einen beachtlichen 
Druck auf die soziale Lage eines er­
heblichen Teils der ostdeutschen Be­
völkerung. Zwischen 1989 und 1993 
verminderte sich insbesondere die 
Zahl der Erwerbstätigen um fast
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40 %, wodurch die Armutsrisiken be­
trächtlich gewachsen sind.

Nimmt man den ostdeutschen Ein­
kommensdurchschnitt als Maßstab 
(50 % des ostdeutschen Durch­
schnittseinkommens als Armuts­
schwelle), so hat sich der Anteil der 
armen Bevölkerung in den neuen 
Bundesländern zwischen 1990 und 
1992 von 3,5 % auf 6 % erhöht (vgl. 
Tabelle). Die Zahl der Personen, die in 
Einkommensarmut leben, ist damit 
von etwa 600.000 Personen auf rund 1 
Million angestiegen und hat sich 1993 
auf diesem Niveau stabilisiert. Die 
Tatsache, daß Einkommensarmut 
damit nur in begrenztem Maße zuge­
nommen hat, ist unter anderem dar­
auf zurückzuführen, daß Einkom­
mensunterschiede in Ostdeutschland 
noch relativ gering sind. Eine Gruppe 
von Spitzenverdienern fehlt hier 
weitgehend, mittlere Einkommen 
dominieren. Ein großer Teil der unte­
ren Einkommen konnte deshalb noch 
den Anschluß an die allgemeine Ein­
kommensentwicklung halten. Mit­
verantwortlich war dafür auch eine 
1990 eingeführte befristete sozial­
rechtliche Sonderregelung für Ost­
deutschland: Um Armut im Sinne von 
Sozialhilfebedürftigkeit zu vermei­
den, wurde -  abweichend von west­
deutschem Recht -  bei den lohnbezo­
genen Leistungen der Arbeitslosen-, 
Unfall- und Rentenversicherung in 
den neuen Bundesländern ein absolu­
tes Mindestniveau garantiert. Diese

Ausgewählte Indikatoren zur Armutsentwicklung in Ostdeutsch­
land, 1990 -1993

1990 1991 1992 1993

Einkommensarmut: Anteil der Personen 
in Haushalten mit weniger als 50 % 
des Durchschnitteinkommens (%)
-  gemessen am ostdeutschen Durch­

schnittseinkommen 3,5 4,3 6,1 5,9
- gemessen am westdeutschen Durch­

schnittseinkommen 65,0 48,0 30,2 23,9

Unterversorgung Arbeit (%)
- Arbeitslosenquote 1. Halbjahr 1,6 9,5 14,2 15,1
- Arbeitslosenquote 2. Halbjahr 7,3 11,8 13,9 16,2

Unterversorgung Wohnen: Anteil der Haus­
halte mit weniger als 1 W ohnraum pro 
Haushaltsmitglied (%) 25,4 24,7 22,5 21,6
Unterversorgung Bildung: Anteil der Per­
sonen (25-60 Jahre) ohne beruflichen Aus­
bildungsabschluß (%) 5,8 5,0 4,5 4,0
Sozialhilfe
- Empfänger laufender Hilfe zum Lebens­

unterhalt (in Tsd. am Jahresende) 128 217 331
- Empfänger je  1.000 Einwohner 8,1 14,0 18,4

Quelle: Sozio-ökonomisches Panel 1990-1993; Arbeitsmarktstatistik 1990-1993;
Sozialhilfestatistik 1990-1992.
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als „Sozialzuschlag“ bezeichnete Re­
gelung trug zumindest vorüberge­
hend dem niedrigen Verdienst- und 
Rentenniveau Rechnung und sicherte 
Beziehern niedriger Renten und an­
derer Transferleistungen (z.B. Ar­
beitslosengeld) zunächst ein gewisses 
Mindesteinkommen.

Ost- und Westdeutschland weisen 
nach wie vor ein sehr unterschiedli­
ches Wohlstands- und Einkommens­
niveau auf. Nimmt man das west­
deutsche Durchschnittseinkommen 
als Maßstab für Einkommensarmut 
in Ostdeutschland, so ergeben sich im 
Vergleich zum ostdeutschen Maßstab 
zwar deutlich höhere Armutsquoten, 
die aber aufgrund der Annäherung

der Ost-Einkommen an das westliche 
Niveau rückläufig sind. Befanden 
sich 1990 noch 65 % der ostdeutschen 
Bevölkerung unter der Armutsgrenze 
von 50 % des westlichen Durch­
schnittseinkommens, so waren es im 
Jahre 1993 nur noch 23,9 %. Berück­
sichtigt man zudem die unterschiedli­
chen Kaufkraftparitäten in beiden 
Landesteilen, die vor allem durch das 
noch geringe Mietenniveau in Ost­
deutschland bedingt sind, so sanken 
die Armutsraten sogar von 26,7 % auf 
16 %. Damit ist, gemessen an west­
deutschen Verhältnissen, die Ein­
kommensarmut in Ostdeutschland 
1993 zwar noch wesentlich höher als 
im Westen, doch ist sie im Laufe der

letzten vier Jahre deutlich zurück­
gegangen.

Daß trotz aller Annäherung die 
Einkommenssituation für viele Ost­
deutsche problematisch ist, zeigt die 
rasch ansteigende Zahl der Sozialhil­
feempfänger. Nach Einführung der 
Sozialhilfe in Ostdeutschland ist die 
Zahl der Personen, die laufende Sozi­
alhilfe zum Lebensunterhalt bezie­
hen, von 128.000 Personen Ende 1990 
auf 331.000 Ende 1992 angestiegen. 
Dennoch lag die Sozialhilfedichte in 
Ostdeutschland 1992 mit 18,4 Lei­
stungsempfängern je 1.000 Einwoh­
ner noch immer wesentlich unter dem 
westdeutschen Wert von 31,6. Sozial­
hilfebezug ist dabei in Ostdeutsch-

Arbeitslosigkeit und Armut im Ost-West-Vergleich
Eine neue, noch nicht veröffentlichte Unter­
suchung von Klaus Müller (Universität 
Frankfurt a. M.) und Joachim Frick (Deut­
sches Institut für Wirtschaftsforschung, Ber­
lin) beleuchtet detailliert den Zusammen­
hang von Arbeitslosigkeit und Armut in Ost- 
und Westdeutschland. Als Maß dafür, in wel­
chem Umfang ganze Haushalte von Arbeits­
losigkeit betroffen sind, konstruierten die 
Forscher einen „Arbeitslosigkeits-Index“. Er 
mißt das Verhältnis zwischen der Zahl der 
Monate, die die Erwerbspersonen eines 
Haushalts zwischen Juni 1990 und März 
1993 in Arbeitslosigkeit verbracht haben, 
und der Gesamtzahl der Monate, während 
denen diese Erwerbspersonen dem Ar­
beitsmarkt zur Verfügung standen (d.h. ent­
weder erwerbstätig oder arbeitslos waren). 
War im genannten Zeitraum in einem Haus­
halt niemand arbeitslos, so beträgt der In­
dexwert für alle Haushaltsmitglieder 0 %; 
waren alle Erwerbspersonen eines Haus­
halts in allen Monaten arbeitslos, ergibt sich 
ein Wert von 100 %. Untersucht wurde dann, 
in welchem Ausmaß Personen mit unter­
schiedlich hohem ,Arbeitslosigkeits-Index“ 
1993 von Einkommensarmut betroffen wa­
ren; als Armutsgrenze wurde dabei ein Ein­
kommen unter 50 % des ost- bzw. westdeut­
schen Durchschnittseinkommens definiert. 
Unterschieden wurde zwischen Personen, 
deren Haushalte zwar im Untersuchungs­
zeitraum, aber nicht mehr im März 1993 von 
Arbeitslosigkeit betroffen waren („überwun­
dene Arbeitslosigkeit“), und Personen, deren 
Haushalte auch im März 1993 noch von Ar­
beitslosigkeit betroffen waren („andauernde 
Arbeitslosigkeit“).

Die in der Grafik dargestellten Ergebnisse 
zeigen, daß Armut um so häufiger auftritt, je 
verbreiteter die Arbeitslosigkeit in einem 
Haushalt ist. Gleichzeitig wird deutlich, daß 
die Überwindung von Arbeitslosigkeit in der 
Regel das Armutsrisiko senkt. Bei gleicher 
Betroffenheit von Arbeitslosigkeit sind Men­
schen in Westdeutschland sehr viel häufiger 
arm als in Ostdeutschland. Von den Men­
schen mit anhaltender Arbeitslosigkeit und 
einem Arbeitslosigkeits-Index“ über 30 % 
lebten z.B. in Westdeutschland 42,9 % un­
ter der Armutsgrenze, in Ostdeutschland 
23,4 %. Dieser Unterschied ist unter ande­
rem auf folgende Faktoren zurückzuführen:
-  In ostdeutschen Haushalten ist ange­

sichts der höheren Frauenerwerbsquote 
häufiger ein zusätzliches Erwerbsein­
kommen vorhanden.

-  Da die meisten Arbeitslosen in Ost­
deutschland lange erwerbstätig waren,

erhalten sie häufiger als im Westen das höhe­
re Arbeitslosengeld und seltener die niedri­
gere, bedarfsabhängige Arbeitslosenhilfe.

-  In Ostdeutschland reichen individuelle Er­
fahrungen mit Arbeitslosigkeit maximal drei 
Jahre zurück, in Westdeutschland teilweise 
viel länger; Armutsrisiken durch sehr lange 
(oder sich häufig wiederholende) individuelle

Arbeitslosigkeit sind deshalb im Osten 
naturgemäß geringer als im Westen. 

Diese ostdeutschen Sonderfaktoren werden 
allerdings mit anhaltender Arbeitslosigkeit 
zumindest teilweise verschwinden. Es ist 
deshalb zu erwarten, daß sich das mit Ar­
beitslosigkeit verbundene Armutsrisiko in 
Ostdeutschland dem Westniveau annähert.

Anteil der Personen unter der Armutsgrenze nach Höhe des „Arbeits- 
losigkeits-Indexes“ (AL-Index) 1993

Personen in Prozent Ostdeutschland

I I Andauernde Arbeitslosigkeit 

Überwundene Arbeitslosigkeit

23,4 %

2,3 9

14,7%

........

Personen mit einem Personen mit einem Personen mit einem Personen mit einem
AL-Index = 0 % AL-Index < 15 % AL-Index > 15 % u. < 30 % AL-Index > 30 %

Personen in Prozent 
50% -

20 %

Westdeutschland

35,7 %

20,1 %

9,7 %

I
Personen mit einem Personen mit einem Personen mit einem Personen mit einem

AL-Index = 0 % AL-Index < = 15 % AL-Index > 15 % u. < = 30 % AL-Index > 30 %

Quelle: Sozio-ökonomisches Panel; Berechnungen durch Klaus Müller (Universität Frankfurt a. M.) 
und Joachim Frick (DIW, Berlin).
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land ganz überwiegend -  und in we­
sentlich stärkerem Maße als im We­
sten -  eine Folge der Arbeitslosigkeit: 
1992 wurde bei 55 % der Sozialhil­
feempfänger Arbeitslosigkeit als 
Hauptursache der Abhängigkeit von 
Sozialhilfe festgestellt; bei schät­
zungsweise weiteren 30 % war Ar­
beitslosigkeit eine Ursache unter 
mehreren. Der im Vergleich zum We­
sten sehr viel engere Zusammenhang 
zwischen Sozialhilfeabhängigkeit 
und Arbeitslosigkeit ist vor allem auf 
die höhere Arbeitslosigkeit und die 
niedrigeren Löhne zurückzuführen: 
Die an die Löhne gekoppelten Lei­
stungen der Arbeitslosenunterstüt­
zung hegen in Ostdeutschland we­
sentlich häufiger unter dem durch die 
Sozialhilfe definierten Existenzmini­
mum, das angesichts der Angleichung 
der Lebenshaltungskosten in Ost und 
West fast identisch ist; die Leistungen 
der Arbeitslosenunterstützung müs­
sen in diesen Fällen durch Sozialhilfe 
ergänzt werden.

Für andere Versorgungsbereiche 
wie Arbeit, Wohnen und Bildung gel­
ten im Prinzip ähnliche Befunde wie 
für die Einkommensarmut (vgl. Ta­
belle). Einerseits spiegelt sich in den 
sinkenden Unterversorgungsquoten 
die langsame Angleichung der Le­
bensverhältnisse zwischen Ost und 
West wider. Andererseits beginnen 
sich die vom Angleichungsprozeß ab­
gekoppelten und in Armut und Unter­
versorgung abgedrängten Personen 
besonders stark in bestimmten Grup­
pen zu konzentrieren.

Armutsgefährdete Gruppen
Die Strukturierung der Armut im 
Osten gleicht sich dem westlichen 
Muster an, weist jedoch einige Beson­
derheiten auf. In Westdeutschland 
gehören vor allem Alleinerziehende, 
kinderreiche Familien und Haushalte 
von Arbeitslosen zu den Risikogrup­
pen. Diese sind in Ostdeutschland 
ebenfalls benachteiligt; die bereits in 
der DDR überdurchschnittlich hohe 
Betroffenheit von Armut bei Allein­
erziehenden und kinderreichen Fa­
milien ist noch einmal drastisch ge­
stiegen. Armut durch Arbeitslosig­
keit ist hingegen eine in Ostdeutsch­
land neue Erscheinung. Der dramati­
sche Beschäftigungseinbruch der 
Jahre 1990 und 1991 hat zwar zu­
nächst fast alle Gruppen der ostdeut­
schen Bevölkerung auf annähernd 
gleiche Weise betroffen und damit 
auch die durch Arbeitslosigkeit be­
dingte Einkommensarmut auf einen
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breiten Kreis der Bevölkerung ver­
teilt. Inzwischen konzentriert sich 
Arbeitslosigkeit jedoch zunehmend 
auf Problemgruppen des Arbeits­
markts, wie sie aus Westdeutschland 
bekannt sind (vgl. Ostdeutschland 
Nr. 9, S. 6-7). Neben Frauen und Per­
sonen ohne ausreichende Qualifika­
tion sind Berufsanfänger, Alleinerzie­
hende, ältere Menschen und Behin­
derte besonders von Arbeitslosigkeit 
und dadurch verursachter Armut be­
troffen (vgl. auch Kasten, S. 5).

Kinder und Jugendliche im Haus­
halt erhöhen das Risiko der Einkom­
mensarmut und der unzureichenden 
Versorgung mit Wohnraum. Mit ei­
nem Anteil von fast 40 % sind Kinder 
und Jugendliche (unter 15 Jahren) 
auch wesentlich stärker unter den So­
zialhilfeempfängern vertreten als in 
Westdeutschland (etwa 30 %). Über­
durchschnittlich hoch sind ebenfalls 
die Anteile von Ehepaaren mit Kin­
dern und von Alleinerziehenden an 
den Sozialhilfeempfängern. Das Ar­
mutsrisiko konzentriert sich somit im 
Osten noch deutlicher als im Westen 
auf Alleinerziehende und große Fami­
lien. Das im Vergleich zu westdeut­
schen Haushalten niedrigere Ein­
kommensniveau und die größere Zahl 
der mit dem vorhandenen Einkom­
men zu versorgenden Personen ma­
chen sich in Ostdeutschland in diesen 
Gruppen besonders bemerkbar.

Rückgang der Altersarmut
Im Gegensatz zum Westen tritt Al­
tersarmut in Ostdeutschland nur in 
geringem Umfang auf. Ältere Men­
schen (über 60 Jahre) sind hier auch 
unter den Sozialhilfeempfängern 
kaum vertreten; ihr Anteil liegt ledig­
lich bei 3 %. Der Unterschied zum 
Westen kommt vor allem dadurch zu­
stande, daß fast alle ostdeutschen 
Rentner in der DDR ununterbrochen 
erwerbstätig gewesen sind und auf 
der Grundlage dieser Erwerbsbiogra­
phien nach dem westdeutschen Ren­
tenversicherungsrecht nun eine rela­
tiv hohe (und gegenüber den DDR- 
Regelungen deutlich verbesserte) Al­
tersversorgung erhalten.

Perspektiven und sozial­
politische Konsequenzen
Mit dem Transformationsprozeß in 
Ostdeutschland ist die Zahl der von 
Armut betroffenen Personen spürbar 
gestiegen. Allerdings ist Armut in den 
neuen Bundesländern nicht im glei­
chen Maße zu einem gravierenden 
Problem geworden wie in anderen
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postsozialistischen Ländern. Teilwei­
se sind sogar aus DDR-Zeiten herrüh­
rende Benachteiligungen abgebaut 
worden; vor allem die Rentner ge­
hören nicht mehr zu den armuts­
gefährdeten Risikogruppen. Die An­
näherung der Durchschnittseinkom­
men an das westdeutsche Niveau, 
das westdeutsche Sozialstaatssystem 
und einige befristete sozialpolitische 
Sonderregelungen für Ostdeutsch­
land haben zumindest in den ersten 
J ahren nach der Währungsunion eine 
dramatische Verschlechterung der 
materiellen Lebensbedingungen ver­
mieden.

Gleichwohl bedeutet dies keine 
Entwarnung. Mit der Zunahme von 
Langzeitarbeitslosigkeit, dem Aus­
laufen von Sonderregelungen für 
Kurzarbeit und Vorruhestand sowie 
mit den Einschränkungen anderer ar­
beitsmarktpolitischer Maßnahmen 
wird der Anteil der Menschen zuneh­
men, deren Ansprüche auf Lohner­
satzleistungen oberhalb des Sozial­
hilfeniveaus erschöpft sind. Zukünf­
tig werden diejenigen Faktoren an 
Gewicht verlieren, die bisher die Ar­
mutsgefährdung in den neuen Bun­
desländern gering gehalten haben -  
wie das geringe Ausmaß sozialer Un­
gleichheit, das ausreichende Versor­
gungsniveau in zentralen Lebensbe­
reichen und günstige versicherungs­
rechtliche Ansprüche aus langer Er­
werbstätigkeit. Bereits jetzt zeichnet 
sich ab, daß sich das Verarmungs­
risiko zunehmend auf bestimmte 
Gruppen der ostdeutschen Bevölke­
rung konzentriert. Der sozialpoliti­
sche Handlungsbedarf für die Ar- 
mutsbekämpfung konzentriert sich in 
erster Linie auf diese Risikogruppen, 
zu denen vor allem Arbeitslose, Al­
leinerziehende und kinderreiche Fa­
milien gehören.

Eckhard Friller
Der Autor ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am 
WZB.
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